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Kranksein kostet. 
Krankheit als Gegenstand und Strategie der Aushandlung von Behand-
lung und Bezahlung am Beispiel eines lokalen „Armenfonds“ um 1930 

Martin Krieger

Wer krank ist, möchte gesund werden. Im Zentrum des Interesses, einen gesundheit-
lichen ‚Normalzustand’ wiederherzustellen, steht in erster Linie die Beseitigung der 
Krankheitsursache, zumindest aber die Linderung der Krankheitssymptome, welche 
als einschränkend für die übliche Lebensführung empfunden werden. Bei einem Bein-
bruch wird kurzfristig die Linderung des akuten Schmerzes gesucht, mittelfristig sollte 
der fixierende Gipsverband nicht mehr benötigt und langfristig die Bewegungsbeein-
trächtigung überwunden werden. In all diesen Fällen stehen die Auswirkungen der 
Krankheit selber im Mittelpunkt. 

Darüber hinaus ist Krankheit oft mit weiteren Folgen verbunden. So mag der-
jenige, der sich den erwähnten Beinbruch zugezogen hat, während der Tragezeit des 
Gipsverbandes auf Hilfe in alltäglichen Situationen angewiesen sein; vielleicht müssen 
auch bauliche Veränderungen im Lebensumfeld vorgenommen werden, oder es muss 
eine Haushaltshilfe eingestellt werden. Solche Maßnahmen sind oft mit hohen finan-
ziellen Folgen für die Betroffenen verbunden.

Diese kurzen Überlegungen verdeutlichen bereits, dass von den Auswirkungen 
einer Erkrankung mehr Personen als nur die erkrankten Betroffenen selber erfasst wer-
den können. Zur Wiederherstellung eines gesundheitlichen ‚Normalzustandes’ gehört 
demnach immer auch die Auseinandersetzung mit diesen mittelbaren Folgen einer 
Erkrankung. Für den Umgang mit Krankheit in einem solchen Sinne ist in der For-
schung bereits vor einiger Zeit der Begriff des „coping with sickness/illness“ geprägt 
worden, um die Bewältigung und Deutung der individuellen wie überindividuellen 
Erscheinungsformen von Krankheit umfassend beschreiben zu können.1

Der vorliegende Beitrag richtet seinen Blick anhand einer Einzelfallanalyse aus 
der südlichen preußischen Rheinprovinz um 1930 vor allem auf die finanziellen As-
pekte der Krankheitsbewältigung. Im Mittelpunkt steht nicht das Krankheitsempfin-
den oder die Suche nach Heilung durch Kranke, sondern das Bemühen, die durch die 
Erkrankung und ihre Behandlung entstandenen finanziellen Belastungen zu mildern 
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und tragbar zu machen. In modernen Sozialstaaten hat die Finanzierung einer Kran-
kenbehandlung vor allem durch die flächendeckende Errichtung von Krankenversi-
cherungen ihren früheren, potentiell Existenz bedrohenden Charakter weitgehend 
verloren.2 Für den Großteil der Bevölkerung werden die entstehenden Kosten einer 
Behandlung von Versicherungen übernommen, in vielen Fällen erfahren die Betrof-
fenen infolge des angewandten Sachleistungsprinzips nicht einmal die genaue Höhe 
der entstandenen Behandlungskosten. Auch für indirekte Belastungen wie Verdienst
ausfall, Bezahlung von Pflegekräften und andere Kosten besteht eine Vielzahl von Re-
gelungen, wie etwa die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle, welche die finanziellen 
Folgen einer Krankheit – zumindest eine Zeit lang – abfedern helfen. Bevor jedoch 
diese Instrumente umfassend zugänglich und wirksam geworden waren, waren von 
Krankheit direkt oder indirekt Betroffene im Wesentlichen auf eigene Mittel oder 
Unterstützungen Dritter angewiesen, um die beschriebenen Folgen einer Erkrankung 
bewältigen zu können. Besonders betroffen waren hiervon diejenigen Bevölkerungs-
teile, die bereits im alltäglichen Leben nicht oder nur kaum über ausreichende Mittel 
verfügten, eben die ‚Armen’. In Zeiten von Krankheit waren diese in noch stärkerem 
Maße als sonst auf Hilfe angewiesen. Eine wichtige Anlaufstelle waren in derartigen 
Fällen die Einrichtungen der kommunalen oder staatlichen Armenfürsorge, in deren 
Aufzeichnungen die Bemühungen armer Kranker um Hilfe aktenkundig wurden.

Die hier unternommene Untersuchung stützt sich in erster Linie auf die Akten 
der Armenverwaltung in der Gemeinde Zeltingen an der Mosel. In diesen wurden 
Korrespondenz und Beschlüsse im Zusammenhang mit einem Antrag auf kommu-
nale Armenunterstützung gesammelt. Obwohl die Überlieferung nicht durchgehend 
gesichert war, blieben für einige Fälle doch so viele Informationen erhalten, dass Ver-
haltensweisen und Motive der Beteiligten über den Zeitraum der Antragsstellung und 
-entscheidung auch in ihrer Anpassung und Veränderung zu beobachten waren. 

Mit ihrer Lage an der Mittelmosel gehörte die Gemeinde Zeltingen zu einer 
Region, die heute für ihren Weinbau international bekannt ist. Auch in den 1930er 
Jahren gehörte der Weinbau dort zu den prägenden Landwirtschaftsformen, wurde 
aber zumeist im Nebenerwerb neben Viehhaltung und Ackerwirtschaft betrieben.3 Die 
Besitzstruktur war kleinbäuerlich geprägt, das Wirtschaftshandeln in erster Linie auf 
Subsistenz ausgerichtet. Viele Besitzer kleiner Landparzellen verdingten sich zusätzlich 
als Tagelöhner auf den größeren Weingütern der Region.

Obwohl die wirtschaftlichen Gegebenheiten der Region Armut begünstigten, 
blieben die Zahlen der Unterstützten bis in die 1920er Jahre hinein im Vergleich zu 
städtischen Kontexten niedrig.4 Für die Bürgermeisterei Zeltingen liegen zuletzt für 
das Jahr 1922/23 gesicherte Zahlen vor: Auf 4708 Einwohner kamen 18 Anträge auf 
Armenunterstützung, von denen 14 gewährt wurden.5
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Die Tochter des ‚Armen’ Jakob N. aus dieser Gemeinde erkrankte im Frühjahr 
1930 an einer Mandelentzündung und wurde in einem Krankenhaus der Stadt Trier 
operativ behandelt. Im Folgenden soll anhand dieses Beispiels die Bedeutung finanzi-
eller Krankheitsfolgen und deren Bewältigung exemplarisch nachgezeichnet werden. 
Dabei stehen drei Aspekte im Vordergrund. Zum einen ist zu erklären, welche Kosten 
Jakob N. durch die Krankheit seiner Tochter entstanden und wie groß die Belastung 
durch diese Zahlungen ausfiel. Zum anderen ist nach seinen Möglichkeiten zu fra-
gen, Hilfe in der Aufbringung der benötigten Mittel zu erhalten und wie Antrag und 
Aushandlung eines solchen Unterstützungsersuchens aussehen konnten. Schließlich 
ist zu fragen, inwieweit Krankheiten in diesem Aushandlungsprozess eine spezifische 
Rolle spielten und im gegebenen Falle durch Jakob N. entsprechend instrumentalisiert 
werden konnten. 

Die Belastung durch Krankheitskosten

Im März 1930 beantragte Jakob N. beim Bürgermeister der Bürgermeisterei Zeltingen 
die Übernahme der Behandlungskosten für seine Tochter Anna:

„Mein Kind mußte wegen einer Mandelentzündung nach Trier ins Mutterhaus gebracht wer-
den. Zu dieser Erkrankung ist jetzt noch eine Mittelohrentzündung getreten. Ob operative Ein-
griffe notwendig werden, steht noch nicht fest. Ich habe kein Einkommen, außer einer Wohl-
fahrtsunterstützung von 40,- RM monatlich. Ich bin daher nicht in der Lage, die entstehenden 
Kosten zu tragen. Ich habe 3800,- RM Schulden, die durch Hypotheken gesichert sind.“6

Jakob N. stellte diesen Antrag offenbar sehr frühzeitig, noch bevor endgültig über die 
notwendige Behandlung entschieden worden war und noch ohne Nennung einer kon-
kreten Summe, auf die sich der Antrag beziehen sollte. Während der Antrag (18. März 
1930) bereits kurz nach der Einlieferung der Tochter ins Krankenhaus (vgl. die Angabe 
im Antrag) gestellt wurde, wurde die Gesamtsumme der Behandlungskosten erst rund 
drei Monate später aus einer entsprechenden Rechnung (15. Juni 1930) ersichtlich.7 

Was könnte Jakob N. zu dieser Vorgehensweise veranlasst haben? 
Zunächst könnte vermutet werden, dass Jakob N. durch einen früh gestellten An-

trag lediglich den Auszahlungszeitpunkt der Beihilfe nach vorne zu verlegen trachtete, 
um so möglichst kurze Zeit auf eigene Mittel angewiesen zu sein. Eine weitere mög-
liche Antwort auf diese Frage ergibt sich aber aus dem Umstand, dass Jakob N. zuvor 
bereits mehrfach medizinische Hilfe auf Kosten der Armenkasse hatte in Anspruch 
nehmen müssen. Ausweislich der Armenakten war er seit 1921 wiederholt wegen 
„Lungenleidens“ in ärztlicher Behandlung und wurde wiederholt als erwerbsunfähig 
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erklärt.8 Folglich gab er auf dem vorgestellten Antrag an, er wäre „wg. Lungenleiden 
zeitweise arbeitsunfähig“, wohingegen ihn ein früherer Antrag im Januar 1929 noch 
als „Winzer und Händler“ ausgewiesen hatte.9 Demnach könnte Jakob N. auch auf-
grund seiner eigenen Erfahrungen zu dem Schluss gekommen sein, dass die hohen 
Behandlungskosten für seine Tochter in keinem Falle für ihn tragbar sein würden. 

Gestützt wird diese Vermutung, Jakob N. hätte die durch Krankheit drohenden 
Belastungen realistisch abschätzen können, durch den Umstand, dass er freiwilliges 
Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) war.10 Die Aufwendungen der 
Beitragszahlung erschienen ihm dabei angesichts seiner generell knappen finanziel-
len Ressourcen offenbar als sinnvolle Absicherung gegen die finanziellen Folgen einer 
Erkrankung. Im Fall der erkrankten Tochter konnte er auf die Leistungen der Kran-
kenkasse allerdings nicht zurückgreifen, da die AOK Bernkastel als die für Zeltingen 
zuständige Krankenkasse nach ihrer Satzung kostenlose Familienhilfe nur für Kinder 
unter 15 Jahren leistete.11 Die freiwillige Versicherungsmitgliedschaft weist aber im-
merhin auf ein Vorsorgedenken im Hinblick auf die finanzielle Krankheitsbewältigung 
hin.

Wie hoch konnten aber nun die konkreten Belastungen ausfallen, mit denen Ja-
kob N. zu rechnen hatte? 

Die Gesamtkosten der Behandlung seiner Tochter betrugen nach Rechnung des 
Krankenhauses insgesamt 320,- RM. Diese Summe ist für sich genommen wenig aus-
sagekräftig, kann aber ansatzweise zu Einkommen und Vermögen des Jakob N. in 
Bezug gesetzt werden. Die Anträge auf Armenunterstützung wurden in der Gemein-
de Zeltingen ab Mitte der 1920er Jahre zunehmend in Formularform erfasst, wobei 
auch Angaben zu Besitz und Einkommen erhoben wurden. Im Falle Jakob N.s wies 
diese Aufstellung als Besitz 700 qm Weinberg und einige Wiesen aus, die allerdings 
mit 3800,- RM Schulden belastet waren, die der Antragsteller auch in seinem ersten 
Schreiben genannt hatte. Als monatliches Einkommen hatte Jakob N. 65,- RM ange-
geben, wobei davon insgesamt fünf Haushaltsmitglieder zu versorgen waren.12 Neben 
seiner Ehefrau handelte es sich dabei um drei Kinder im Alter von 0-9 Jahren. Noch 
ein Jahr zuvor hatte Jakob N. in einem vorangegangenen Antrag auf Armenunterstüt-
zung lediglich zwei Kinder und seine Ehefrau angegeben. In der Zwischenzeit war die 
Familie nicht nur gewachsen, auch etwaige Zuverdienste seiner Ehefrau dürften gesun-
ken sein, wenn diese den neugeborenen Säugling zu versorgen hatte.13

Sicherlich handelt es sich dabei nur um die Angaben des Jakob N. als Referenz, 
der ein Interesse daran hatte, sich als unvermögend und unterstützungsbedürftig dar-
zustellen. Dennoch darf im konkreten Fall davon ausgegangen werden, dass Jakob 
N. keine gänzlich falschen Angaben gemacht hatte. Die frühneuzeitliche Armutsfor-
schung hat zeigen können, dass die formale Kontrolle und Prüfung der Antragsinhal-
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te durch die Armenverwaltung offensichtliche Falschaussagen wenig ergiebig werden 
ließ.14 Hinzu trat der Umstand, dass die soziale Kontrolle durch Nachbarn und dörf-
liches Umfeld das Potential einer Lüge ebenfalls stark verminderte.15 Katrin Marx, die 
in ihrer Studie zu Armut und Armenfürsorge im ländlichen Raum insbesondere die 
Moselbürgermeisterei Zeltingen untersucht hat, konnte zeigen, dass dieselben Kon-
trollmechanismen auch in der ländlichen Gesellschaft des späten 19. und frühen 20. 
Jahrhunderts noch wirksam waren.16 Obwohl Unterstützungsanträge in ihrer Inten-
tionalität also sicherlich keine umfassende sachliche Darstellung der Lebensumstände 
boten17, ein ‚Aufhübschen’ der Darstellung also nicht unwahrscheinlich war, blieben 
absichtlich falsche Angaben hingegen unwahrscheinlich.18

Setzt man das Jahreseinkommen des Jakob N. gemäß seiner Angaben in Relation 
zur Höhe der Behandlungsrechnung der Tochter, wird erkennbar, in welch hohem 
Maße Krankheitskosten die Haushaltskasse gerade unvermögender Bevölkerungsteile 
belasten konnten. Einem Jahreseinkommen von 12 x 65,- RM = 780,- RM stand eine 
Ausgabe von 320,- RM gegenüber. Die Krankenhausbehandlung der Anna N. bean-
spruchte in ihrer vollen Höhe also rund 41% des väterlichen Jahreseinkommens!19

Zu dieser direkten trat noch die indirekte Belastung durch den Verdienstausfall 
hinzu, falls nicht Kinder, sondern Erwerbstätige selber von einer Krankheit betroffen 
waren. Dies scheint kurz vor dem hier geschilderten Antrag auch bei Jakob N. der Fall 
gewesen zu sein. In seinem früheren Antrag auf Armenunterstützung vom Januar 1929 
hatte dieser als Beruf noch „Winzer und Händler“ angegeben.20 Offenbar hatte er zu 
diesem Zeitpunkt aus dieser Tätigkeit noch ein größeres monatliches Einkommen von 
220,- RM erzielen können. Infolge der damals attestierten Arbeitsunfähigkeit konnte 
er dieses Verdienstniveau aber nicht halten und verfügte 1930 nur noch über die ge-
nannten 65,- RM monatlich.21 Sowohl aus einer eigenen Erkrankung wie aus der Er-
krankung seiner Tochter erwuchsen Jakob N. demnach hohe finanzielle Belastungen, 
die er allein mit seinem eigenen Einkommen nicht zu tragen in der Lage war, weshalb 
er kommunale Armenhilfe in Anspruch zu nehmen versuchte. 

Antrag und Aushandlung

Jakob N. wandte sich mit seinem Anliegen an den Gemeinderat als Träger des Orts-
armenverbandes, der für die meisten Unterstützungsanträge erstinstanzlich zuständig 
war.22 Diese Regelung war in Preußen am 8. März 1871 im Ausführungsgesetz zum 
Gesetz über den Unterstützungswohnsitz einheitlich gestaltet worden.23 Die Ent-
scheidung über Ablehnung und Gewähr des Antrags beruhte auf einer Prüfung der 
Bedürftigkeit, in der vor allem Erwerbsfähigkeit, Vermögenslage und die Existenz 
unterhaltsverpflichteter Verwandter kontrolliert wurden.24 Angesichts der überschau-
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baren ländlichen Gesellschaftsverhältnisse konnten den Gemeinderäten die jeweiligen 
Antragsteller durchaus persönlich bekannt sein und diese sich daher über die Bedürf-
tigkeit von Antragstellern und Antragstellerinnen ein Bild aus eigener Anschauung 
machen25, doch musste dies jenen nicht zwingend zum Nachteil gereichen. Wenn der 
Antragsteller die Gemeinderäte auch aus dem alltäglichen Leben kannte, war er unter 
Umständen besser in der Lage, deren Reaktionen oder Einschätzungen seiner oder 
ihrer Lage zu antizipieren.26 Folge der Bedürftigkeitsprüfung war etwa die zuvor be-
schriebene detaillierte Vermögenserfassung des Antragstellers. Für Jakob N. fiel diese 
Prüfung relativ günstig aus, der Gemeinderat gewährte ihm auf diesen Antrag hin 
eine einmalige Beihilfe von 40,- RM.27 Der Modus der Unterstützungsgewähr in die-
sem Falle darf als ein gutes Beispiel für das Bestreben der kommunalen Behörden im 
ländlichen Raum gesehen werden, „die Zahl der Unterstützungsempfänger und die 
Ausgaben für das Armenwesen möglichst gering zu halten.“28 Indem die Unterstüt-
zung als Einmalzahlung geleistet wurde, vermieden die Armenverwalter dauerhafte 
Belastungen der Armenkasse durch regelmäßige Zahlungen oder in der Höhe nicht 
bestimmte Beihilfen.

Gegen diesen Bescheid legte Jakob N. einige Zeit später Einspruch ein.29 Jedem 
Antragsteller stand ein solches Beschwerderecht an die nächsthöhere Verwaltungsin-
stanz zu, in den meisten Fällen war dies der Landrat des jeweiligen Kreises.

In seinem Beschwerdeschreiben argumentierte Jakob N. mit den nun vorliegen-
den Gesamtkosten der Krankenhausbehandlung in Höhe von 320,- RM und verwies 
darauf, dass er nicht in der Lage sei, „die restlichen 280,- RM ganz zu übernehmen“.30 
Sein Einspruch wurde jedoch abgelehnt.31 Die Gesundheitskommission des Kreises 
merkte in ihrer Stellungnahme für den Landrat an:

„Jakob N., der längere Zeit erkrankt war, ist nach Ansicht der Kommission nunmehr wieder 
erwerbsfähig und in der Lage, einer gewinnbringenden Beschäftigung nachzugehen. Auch der 
Kreisarzt hat sich vor unlanger Zeit dahin ausgesprochen, daß Jakob N. arbeitsfähig ist.“32

Hierbei ist besonders der letzte – im Original nachträglich eingefügte – Satz von Inter-
esse. Er verweist auf die besonderen Bedingungen des Antragsverfahrens im Falle von 
Unterstützungen, die aus gesundheitlichen Gründen beantragt wurden. In derartigen 
Fällen waren die Gemeinderäte dazu angehalten, zur Beurteilung des Gesundheitszu-
standes der Antragsteller ein ärztliches Gutachten einzuholen. Zwar bestand dazu keine 
Verpflichtung im rechtlichen Sinne, in diesem Fall nutzten die entsprechenden Stellen 
das ärztliche Urteil aber offenbar, um ihre ablehnende Entscheidung zu stützen.

Gegen den erneuten ablehnenden Beschluss auch der übergeordneten Verwal-
tungsebene legte Jakob N. aber seinerseits erneut mit folgender Argumentation Be-
schwerde ein:
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„Durch die schlechte wirtschaftliche Notlage in der ich mich befinde, bin ich nicht in der Lage, 
die restlichen 280 RM ganz zu übernehmen. Meinen ganzen Erlös vom Traubenverkauf mußte 
ich für Zinzen [sic] bezahlen, auf mein Wohnhaus konnte ich noch keinen Pfg. abbezahlen, weil 
seid 1928 fast dauernd krank war. Durch mein Dienstbeschädigungsleiden Narben am linken 
Unterkiefer mit Behinderung der Kaufähigkeit und Narben am linken Oberarm als Folge der 
erlittenen Verwundung bin ich in der Ausübung meiner Tätigkeit als Winzer behindert, denn 
ich war jetzt bei der Zeltinger St. Stephans Bruderschaft beschäftigt, seid dem 6. ds. Mts. bin 
ich wieder krank, eine geeignete Beschäftigung nach meinem Gesundheitszustande konnte bis 
heute noch keine Berücksichtigung finden. Ich hatte ds. Js. schon zwei mal Hochwasser im 
Wohnhause durch den Hochwasserschaden habe ich noch keine Mittel dafür, um den Schaden 
auszubessern zu lassen. Ich bitte nach Möglichkeit die Gewährung eines Zuschusses zu bewilli-
gen und zeichne hochachtend [...]“33

In der argumentativen Gestaltung seiner Beschwerde berief sich Jakob N. insbesondere 
auf seinen prekären gesundheitlichen Zustand, um Bedürftigkeit zu begründen.34 So 
fiel die Schilderung seiner Lebensumstände in diesem Folgeschreiben umfangreicher 
und detaillierter aus als in den vorangegangenen Schriftstücken. Dies entsprach einem 
verbreiteten Muster in der Korrespondenz um Unterstützung, bei dem die ersten An-
tragsschreiben sich üblicherweise auf das Anliegen und dessen Ursachen beschränkten.35 
War der erste Versuch nicht erfolgreich, gestalteten die Antragstellerinnen und Antrag-
steller in weiteren Anträgen oder Beschwerden ihre Schreiben zunehmend intensiver 
und detailreicher.36 Jakob N. bezog sich dabei zunächst auf eine akute Erkrankung 
seiner selbst („seid dem 6. ds. Mts. bin ich wieder krank“) und verwies darauf, dass sein 
Krankheitszustand bereits sehr lange anhielt („seid 1928 fast dauernd krank“). Diese 
Hinweise kombinierte er mit einer Variation des genannten Musters, eine Krankheit 
ausführlicher darzustellen, indem er in seine Beschwerdeschrift erstmals eine ‚neue’ 
Erkrankung einbaute. Dies dürfte vor allem darauf zurückzuführen sein, dass er in sei-
nem ursprünglichen Antrag für seine Tochter eine Behandlung beantragt hatte, für die 
Ablehnung jedoch die angebliche Arbeitsfähigkeit von N. ausschlaggebend gewesen 
war. In seiner Beschwerde musste er folglich vor allem seine eigene Arbeitsunfähigkeit 
argumentativ untermauern. 

Zu diesem Zweck verwies Jakob N. auf ein wiederaufgekommenes „Dienstbe-
schädigungsleiden“, eine Granatsplitterwunde, die er während seines Militärdienstes 
im Ersten Weltkrieg erhalten hatte. Bemerkenswert ist die Formulierung „Narben am 
linken Unterkiefer mit Behinderung der Kaufähigkeit und Narben am linken Oberarm 
als Folge der erlittenen Verwundung“, welche wie ein Zitat aus einem entsprechenden 
medizinischen Gutachten erscheint. Jakob N. machte sich mit der Übernahme ärzt-
licher Sprache damit in ähnlicher Weise wie zuvor bereits die Armenverwaltung eine 
ärztliche Expertise zunutze, um seine eigene Position zu festigen. Eine derartige instru-
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mentelle Nutzung ärztlicher medizinischer Deutungskompetenz könnte als Hinweis 
auf deren weitgehende Akzeptanz im ländlichen Raum zu Beginn der 1930er Jahre 
zu werten sein. Die Berufung auf ein ärztliches Urteil konnte nämlich nur dann die 
eigene Argumentation stärken, wenn dieses Urteil gesellschaftlich verbreitet als in der 
Sache wesentlich anerkannt war. 

Dennoch darf ein solcher Bezug nicht allein als zweckrationale Instrumentali-
sierung durch die Betroffenen verstanden werden. Die krankheitsbedingte Arbeits-
unfähigkeit galt bereits seit Jahrhunderten als eines der wichtigsten Kriterien für die 
Unterstützungswürdigkeit eines Armen.37 Wenn Jakob N. seine Krankheit in den 
Vordergrund der Schilderung rückte, nahm er damit zugleich Bezug auf ein sozial 
anerkanntes Bewertungsmuster. Die ‚unverschuldete’ Armut stellte für die örtlichen 
Armenbehörden ein wesentliches Entscheidungskriterium über eine Antragsgewähr 
dar.38 Gerade indem er die Kriegsbedingtheit seiner Erkrankung hervorhob, berief sich 
Jakob N. auf dieses Kriterium ‚unverschuldeter’ Armut. Die Schilderung seiner Ver-
hältnisse ist demnach nicht als eine möglichst Mitleid heischende Darstellung seiner 
Krankheit zu verstehen, vielmehr berief sich der Antragsteller auf überkommene und 
gesellschaftliche anerkannte Normen, deren Gültigkeit er für die eigene Würdigkeit in 
Anspruch nahm.

Sein Appell hatte offensichtlich Erfolg, denn bereits wenige Tage später bemühte 
sich der Bürgermeister auf verschiedene Weise, die von Jakob N. zu leistenden Zah-
lungen weiter zu reduzieren. Dazu berief er sich in einer Korrespondenz mit dem 
behandelnden Krankenhaus auf die Regelung, dass Behandlungen, welche auf Ko-
sten der Armenfürsorge geleistet würden, entsprechend den Mindestsätzen der Preu-
ßischen Gebührenordnung abzurechnen wären. Aus dementsprechenden Neuberech-
nungen ergab sich so eine Minderung der Gesamtrechnung von 320,- RM auf nur 
noch 252,80,- RM.39 Da Jakob N. bereits eine Beihilfe von 40,- RM zugesagt worden 
war, hätte er insgesamt nur noch 212,80,- RM zu zahlen gehabt, also rund 110,- RM 
weniger als vor seiner Antragsstellung. Da sich der Zahlungsanteil der Gemeinde bis 
zu diesem Zeitpunkt nicht erhöht hatte, hätten sowohl der kranke Arme wie auch die 
Gemeindeverwaltung von diesen Anstrengungen des Bürgermeisters profitiert. 

Offenbar war Jakob N. mit der Darstellung seiner Lebensverhältnisse aber so 
erfolgreich gewesen, dass der Bürgermeister sich darüber hinaus auch noch für eine 
Erhöhung der kommunalen Beihilfe aussprach. „Mit Rücksicht darauf, dass Jakob N. 
jetzt wieder arbeitsunfähig ist“ plädierte er nun für eine Beihilfe von 130,- RM anstelle 
der vorher bewilligten 40,- RM.40 

Wie die weitere Korrespondenz zu diesem Fall erweist, war Jakob N. als ‚Gegen-
leistung’ für die gewährte Beihilfe von 40,- RM zu Holzarbeiten im Gemeindewald 
bestellt worden, wobei jedoch die genannte Kriegsverletzung bei dieser Gelegenheit 
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erneut „neuralgische Schmerzen im Oberarm“ hervorgerufen hatte.41 Daraufhin war 
Jakob N. wiederum als erwerbsunfähig eingestuft worden.

Auf die Stellungnahme des Bürgermeisters reagierte der übergeordnete Kreisaus-
schuss mit einer bemerkenswert ambivalenten erneuten Anfrage an den Bürgermeister 
mit folgendem Inhalt:

„Es hat den Anschein, als ob es sich bei der Arbeitsunfähigkeit mehr oder weniger wieder um 
eine simulierte Arbeitsunfähigkeit handelt. Zieht Jakob N. seine Beschwerde zurück, falls die 
weitere Unterstützung von 130,- RM gewährt wird?“42

Die Ausschussmitglieder bewerteten die erneute Erkrankung des Jakob N. nunmehr 
zwar als Simulantentum, dennoch reagierten sie nicht mit einer Ablehnung der An-
frage des Bürgermeisters, sondern schlugen gewissermaßen einen Handel vor. Als der 
Bürgermeister eine entsprechende Anfrage an Jakob N. richtete, stimmte dieser der 
Vereinbarung zu. 

Obwohl er als Antragsteller keinen Rechtsanspruch auf Unterstützung besaß, 
war es Jakob N. durch eine geschickte Nutzung der ihm zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten – Verweise auf ärztliche Urteile, Formulierungsmuster und wiederholte 
Beschwerden – offensichtlich möglich, die Summe seiner Zahlungen von 320,- RM 
auf nur noch 122,80,- RM, also nur noch knapp 40% der ursprünglichen Summe, 
zu senken. Am Ende des Aushandlungsprozesses gelang dem Antragsteller sogar eine 
bemerkenswerte Umkehrung der Initiative, insofern der weitere Fortgang nicht wie 
anfangs von den Entscheidungen der Armenverwaltung abhing, sondern diese nun 
seine Entscheidung abwarten musste.

Aus seinen früheren Begegnungen mit der Armenverwaltung hatte Jakob N. 
vermutlich einige Erfahrungen über Abläufe und Spielräume in den Entscheidungs-
prozessen gewonnen, welche ihm nun wieder zugute kamen. Die dadurch erworbene 
Fähigkeit, Mechanismen und Personen des Entscheidungsprozesses einschätzen zu 
können, versetzte ihn in die Lage, seine eigenen Interessen gegenüber der Armenver-
waltung „langfristig und gezielt“ wahrzunehmen.43 Ein langfristiger Denkansatz bei 
Jakob N. hatte sich – wie zuvor erwähnt – bereits durch die freiwillige Mitgliedschaft 
in der Ortskrankenkasse angedeutet.

Stand bisher primär das Handeln Jakob N.s im Vordergrund, zeigt der weite-
re Fortgang des Falls, dass auch die örtliche Armenverwaltung durchaus kreativ sein 
konnte, die eigenen Belastungen zu vermindern. Der Landrat als Vorsitzender des 
Kreisausschusses teilte dem Bürgermeister die Bewilligung der Beihilfe wie folgt mit:

„Ich bin mit der Gewährung der Unterstützung von 130,- RM einverstanden. Ich ersuche je-
doch sofort einen Antrag auf Gewährung einer Beihilfe aus Restmitteln der Winzerfürsorge, 
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nach dem hierfür vorgeschriebenen Formular aufzunehmen und in Vorlage zu bringen. Zweck-
mäßigerweise wird von der Auszahlung des Betrages von 130,- RM zunächst abgesehen, bis 
über den Antrag auf Gewährung einer Beihilfe aus der Winzerfürsorge entschieden ist.“44

Hinter dem Begriff der Winzerfürsorge verbarg sich eine Reihe von Sonderprogram-
men, die von der Reichsregierung aufgelegt worden waren, um die schlechte wirtschaft-
liche Lage der Winzer an der Mosel abzumildern.45 Da die entsprechenden Mittel aus 
dem Haushalt des Reiches aufgebracht wurden, bedeutete das Vorhaben des Landrats 
nichts anderes, als die Kosten für die Beihilfe an Jakob N. auf Umwegen von der kom-
munal- und kreisfinanzierten Armenfürsorge auf die Reichskasse zu verlagern.

Nachdem Jakob N. diesem Vorgehen zugestimmt hatte, lagen bereits kurze Zeit 
später die für den Antrag benötigte Vermögensaufstellung sowie eine Angabe des 
„Grundes für die entstandene Notlage“ vor:

„Er war in den letzten Jahren viel von Krankheiten in seiner Familie heimgesucht, wodurch ihm 
ganz erhebliche Kosten entstanden sind. Die Tochter Anna war kürzlich an Mandelentzündung 
und Mittelohrentzündung erkrankt. Durch die Krankenbehandlung sind 252,- RM Kosten 
entstanden. Jakob N. selbst ist infolge seiner Kriegsverwundung erwerbsunfähig. Bis heute 
war es ihm noch nicht möglich, in den Genuß von Renten zu kommen. Um dem Jakob N. 
Arbeitsverdienst zu verschaffen, wurde er in dem diesjährigen Holzschlag der St.-Sebastianus-
Bruderschaft beschäftigt. Nach einer Arbeitszeit von etwa 2 Wochen mußte er jedoch diese Ar-
beit infolge Erkrankung wieder aufgeben. Er ist ohne sein Verschulden in eine große Nothlage 
geraten. Ich befürworte eine einmalige Unterstützung von 130,- RM.“46

Bei einem Vergleich dieser Angaben mit den zuvor im Rahmen des Armenunterstüt-
zungsverfahrens vorgenommenen Beurteilungen fällt auf, dass jeglicher Verweis auf 
eine vermutete Krankheitssimulation aus dem Bericht verschwunden war. Stattdessen 
wurde ausdrücklich hervorgehoben, dass Jakob N. ohne eigenes Zutun in Notlage 
geraten war, wahrscheinlich um die Chancen des Antrags auf Gewähr zu erhöhen. In 
der Tat wurden Jakob N. aus Mitteln der Winzerfürsorge 75,- RM Beihilfe gewährt, 
welche von der Armenverwaltung mit den gewährten 130,- RM Unterstützung ver-
rechnet wurden.47

Ähnlich wie Jakob N. nutzte also auch die Armenverwaltung die verfügbaren 
Möglichkeiten der finanziellen Gestaltung und Entlastung aus. Besonders deutlich 
weist die Auslassung des Simulationsverdachts im Antragsverfahren darauf hin, dass 
die Darstellungsweisen der Armenverwaltung ähnlich zielgerichtet waren wie die 
Krankheit betonenden Formulierungen des Jakob N. Die notwendige Zustimmung 
des Betroffenen zu diesem Antrag macht außerdem deutlich, dass die Gewähr von Un-
terstützungsleistungen keinesfalls als einseitige, machtbasierte Entscheidung gesehen 
werden darf. Vielmehr handelte es sich um einen Prozess der Verhandlung, in dem 
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alle Beteiligten ihre Interessen einbringen konnten. Zudem werden unterschiedliche 
Facetten der Interaktion zwischen den Beteiligten erkennbar. Während anfangs Prak-
tiken von Ablehnung und Beschwerde eine eher konfrontative Auseinandersetzung 
beförderten, bewiesen beide Seiten zum Ende hin Kooperationsbereitschaft, um die 
Ressourcen Dritter – im vorliegenden Fall in Form der Winzerfürsorge des Reiches 
– für sich nutzbar zu machen.48

Resümee

Im Mittelpunkt des vorliegenden Beitrags standen die finanziellen Folgen einer Er-
krankung und deren Bewältigung durch die Betroffenen anhand eines durch die dichte 
Aktenlage hervorragend belegten Einzelbeispieles. Es zeigte sich, dass die Belastungen 
außerordentlich hohe Beträge erreichen konnten. Insbesondere galt dies für Angehö-
rige der unteren sozialen Schichten, die über wenig finanzielle Reserven verfügten, 
um derartige Ausgaben – zumal wenn diese unvorhergesehen auftraten – tragen zu 
können. Am Beispiel des hier vorgestellten Falles zeigte sich, dass der öffentlichen Ar-
menunterstützung in solchen Fällen eine wesentliche Rolle zukam. Durchaus bemer-
kenswert ist, dass die Betroffenen im Rahmen der Antragstellung Einflussmöglichkei-
ten besaßen, die gerade im Falle krankheitsbedingter Unterstützungen vergleichsweise 
groß sein konnten. Intensive und detaillierte Schilderungen in den Antragsschreiben 
hoben die Schwere der jeweiligen Erkrankung hervor, der Verweis auf ärztliche Ur-
teile versah die eigene Darstellung mit zusätzlicher Autorität. Dabei rekurrierten die 
Schilderungen zumindest implizit auf tradierte Bewertungen des oder der Kranken als 
besonders schutz- und unterstützungsbedürftigem Individuum. Die im gegebenen Fall 
über mehrere Instanzen ausgetragenen Auseinandersetzungen um die konkrete Höhe 
der finanziellen Zuwendung können dabei als ein Prozess der Aushandlung zwischen 
den Beteiligten verstanden werden, in dem auch die formalrechtlich schwächeren An-
tragstellerinnen und Antragsteller durch geschicktes Taktieren ihre Interessen wirksam 
vertreten konnten.

Aus diesen Beobachtungen erwachsen darüber hinaus Überlegungen im Hinblick 
auf das eingangs erwähnte Konzept eines „coping with sickness“. Der Begriff der Be-
wältigung ist darin bewusst weit gefasst worden, um individuelle wie gesellschaftliche 
Formen des Umgangs mit Krankheit und Kranken, medizinische, soziale und mate-
rielle Folgen für Betroffene und ihr engeres und weiteres Umfeld einbeziehen zu kön-
nen.49 In der Praxis hat die Forschung in diesem Feld sich allerdings in erster Linie auf 
Konzeptionen von Krankheit und die körperlichen Komponenten von Erkrankungen 
und deren Wahrnehmungen konzentriert.50 Auch in sozialer Hinsicht ist die Medizin-
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geschichte bisher kaum in die unteren Schichten oder zu gesellschaftlichen Randgrup-
pen vorgedrungen.51 Ob hier ein Zusammenhang zwischen der relativen sozialen Ab-
gesichertheit der Patientinnen und Patienten und der vergleichsweise geringen Rolle 
finanzieller Aspekte in Quellen und Forschungen besteht, kann hier nicht beantwortet 
werden. Die hier unternommene Einzelfallanalyse anhand von Armenakten deutet 
jedoch an, dass derartige Untersuchungen dazu beitragen, das Bild der Krankheits-
bewältigung in der Geschichte in mehrfacher Hinsicht klarer und differenzierter zu 
zeichnen. 
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